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Textgegenüberstellung 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
§ 78. (2) Die Behörde hat auf Antrag von der Verpflichtung zur Herstellung 

des dem Genehmigungsbescheid entsprechenden Zustandes dann Abstand zu 
nehmen, wenn es außer Zweifel steht, dass die Abweichungen die durch den 
Genehmigungsbescheid getroffene Vorsorge nicht verringern. Die Behörde hat 
die Zulässigkeit der Abweichungen mit Bescheid auszusprechen.

 

§ 79c. Die nach § 77, § 79 oder § 79b vorgeschriebenen Auflagen sind auf 
Antrag mit Bescheid aufzuheben oder abzuändern, wenn und soweit die Voraus-
setzungen für ihre Vorschreibung nicht mehr vorliegen. 

§ 79c. (1) Vorgeschriebene Auflagen sind mit Bescheid aufzuheben oder ab-
zuändern, wenn sich nach der Vorschreibung von Auflagen ergibt, dass die vor-
geschriebenen Auflagen für die nach § 74 Abs. 2, § 77 Abs. 3 und Abs. 4 wahr-
zunehmenden Interessen nicht erforderlich sind oder für die Wahrnehmung dieser 
Interessen auch mit den Inhaber der Betriebsanlage weniger belastenden Aufla-
gen das Auslangen gefunden werden kann. 

(2) Abweichungen vom Genehmigungsbescheid einschließlich seiner Be-
standteile sind mit Bescheid zuzulassen, soweit dem nicht der Schutz der nach 
§ 74 Abs. 2 wahrzunehmenden Interessen entgegensteht, erforderlichenfalls unter 
Aufhebung oder Abänderung von vorgeschriebenen Auflagen oder auch Vor-
schreibung zusätzlicher Auflagen. 

(3) Die Behörde hat ein Verfahren nach Abs. 1 oder 2 auf Antrag des Inha-
bers der Betriebsanlage einzuleiten. Im Antrag ist das Vorliegen der Vorausset-
zungen glaubhaft zu machen. 

 § 79d. (1) Aus Anlass einer Betriebsübernahme kann der übernehmende In-
haber der Betriebsanlage beantragen, dass ihm eine Zusammenstellung der die 
Genehmigung der Betriebsanlage nach diesem Bundesgesetz betreffenden Be-
scheide übermittelt wird. Auf sein Verlangen sind ihm auf seine Kosten Kopien 
oder Ausdrucke der darin angeführten Genehmigungsbescheide einschließlich 
deren Bestandteile nach § 359 Abs. 2 zu übermitteln. Der Antrag ist spätestens 
innerhalb von sechs Wochen nach erfolgter Betriebsübernahme zu stellen. 

(2) Innerhalb von sechs Wochen nach Übermittlung der Zusammenstellung 
nach Abs. 1 oder innerhalb von sechs Wochen nach erfolgter Betriebsübernahme 
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kann der übernehmende Inhaber der Betriebsanlage beantragen, dass
 1. Verfahren nach § 79c Abs. 1 oder 2 durchgeführt werden, 
 2. bestimmte nach § 77, § 79 oder § 81 Abs. 2 Z 7 vorgeschriebene Aufla-

gen durch Festlegung der Behörde erst nach Ablauf einer angemessenen, 
höchstens drei Jahre betragenden Frist eingehalten werden müssen, wenn 
dem übernehmenden Inhaber der Betriebsanlage (zB wegen der mit der 
Übernahme des Betriebes verbundenen Kosten) die Einhaltung dieser 
Auflagen erst innerhalb dieser Frist wirtschaftlich zumutbar ist, und ge-
gen die Fristeinräumung keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes 
der im § 74 Abs. 2 umschriebenen Interessen bestehen. 

(3) Fristen nach Abs. 2 Z 2 und § 79 Abs. 1 dürfen insgesamt fünf Jahre 
nicht übersteigen. 

(4) Im Antrag ist das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 2 glaub-
haft zu machen, andernfalls der Antrag zurückzuweisen ist. 

(5) Wurde ein Antrag nach Abs. 2 gestellt, so sind andere Verfahren nach 
diesem Bundesgesetz, bei denen die vom Antrag erfassten Auflagen oder Teile 
des Genehmigungsbescheides auch anzuwenden sind, bis zur Rechtskraft eines 
Bescheides über den Antrag nur soweit weiterzuführen, als dies zur Vermeidung 
einer Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Personen notwendig ist.“ 

§ 81. (1) … 
(2) Eine Genehmigungspflicht nach Abs. 1 ist jedenfalls in folgenden Fällen 

nicht gegeben: 
 1. bescheidmäßig zugelassene Änderungen gemäß § 78 Abs. 2, 
 2. bis 6. … 
 8. bis 10 … 

(3) Der Ersatz solcher gleichartiger Maschinen, Geräte oder Ausstattungen 
gemäß Abs. 2 Z 5, wegen deren Verwendung die Anlage einer Genehmigung 
bedurfte, sowie Änderungen gemäß Abs. 2 Z 9 sind der zur Genehmigung der 
Anlage zuständigen Behörde vorher anzuzeigen. Das ersetzte Gerät, die ersetzte 
Maschine, die ersetzte Ausstattung oder die dem Nachweis der Gleichartigkeit 
dienenden Belege sind bis zur Erlassung des Bescheides gemäß § 345 Abs. 6 
aufzubewahren. 

§ 81. (1) … 
(2) Eine Genehmigungspflicht nach Abs. 1 ist jedenfalls in folgenden Fällen 

nicht gegeben: 
 1. bescheidmäßig zugelassene Änderungen gemäß § 79c Abs. 2, 
 2. bis 6. … 
 7. Änderungen, die das Emissionsverhalten der Anlage zu den Nachbarn 

nicht nachteilig beeinflussen und die auf Grund der besonderen Situation 
des Einzelfalles erwarten lassen, dass überhaupt oder bei Einhaltung der 
erforderlichenfalls vorzuschreibenden Auflagen Gefährdungen des Le-
bens oder der Gesundheit von Personen vermieden und Beeinträchtigun-
gen oder nachteilige Einwirkungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 3 bis 5 
auf ein zumutbares Maß beschränkt werden, 

 8. bis 10 … 
 11. Änderungen von vorübergehender, vier Wochen nicht überschreitender 

Dauer, die keine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Perso-
nen bewirken.
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(3) Der Ersatz solcher gleichartiger Maschinen, Geräte oder Ausstattungen 
gemäß Abs. 2 Z 5, wegen deren Verwendung die Anlage einer Genehmigung 
bedurfte, sowie Änderungen gemäß gemäß Abs. 2 Z 7, Z 9 und Z 11 sind der zur 
Genehmigung der Anlage zuständigen Behörde vorher anzuzeigen. Das ersetzte 
Gerät, die ersetzte Maschine, die ersetzte Ausstattung oder die dem Nachweis der 
Gleichartigkeit dienenden Belege sind bis zur Erlassung des Bescheides gemäß 
§ 345 Abs. 6 aufzubewahren.

§ 87. (1) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde (§ 361) zu entzie-
hen, wenn 
 1. bis 4b. … 
 4b. im Sinne des § 99 Abs. 7 eine Haftpflichtversicherung für Personen- und 

Sachschäden wegfällt oder ein Nachweis im Sinne des § 376 Z 13 nicht 
rechtzeitig erfolgt oder 

 4c. … 
 5. …

§ 87. (1) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde (§ 361) zu entzie-
hen, wenn 
 1. bis 4b. … 
 4c. … 
 4d. im Sinne des § 99 Abs. 7 eine Haftpflichtversicherung für Personen- und 

Sachschäden wegfällt oder ein Nachweis im Sinne des § 376 Z 13 nicht 
rechtzeitig erfolgt oder 

5. … 
§ 93. (1) bis (4) … § 93. (1) bis (4) … 

(5) Bei Gewerblichen Vermögensberatern im Sinne des § 136a sind das Ru-
hen und die Wiederaufnahme der Gewerbeausübung der Behörde im Vorhinein 
anzuzeigen; eine Anzeige im Nachhinein ist unzulässig und unwirksam. Die 
Behörde hat ab Einlangen der Mitteilung die Löschung im Gewerberegister vor-
zunehmen; eine Gewerbeausübung während des im Gewerberegister berücksich-
tigten Ruhens ist unzulässig. Während der Zeit des im Gewerberegister berück-
sichtigten Ruhens entfällt das Erfordernis einer Vermögensschadenhaftpflichtver-
sicherung nach § 136a Abs. 12 sowie die Verpflichtung der Erfüllung sonstiger 
mit der Ausübung des Gewerbes verbundener gewerberechtlicher Verpflichtun-
gen. Ab Einlangen der Meldung der Wiederaufnahme ist die Eintragung im Ge-
werberegister durch die Behörde zu reaktivieren, sofern der Gewerbetreibende 
gleichzeitig mit der Meldung der Wiederaufnahme den wirksamen Bestand einer 
Vermögensschadenhaftpflichtversicherung im Sinne des § 136a Abs. 12, die 
Erfüllung aller übrigen Eintragungserfordernisse – mit Ausnahme eines neuerli-
chen Nachweises der notwendigen Befähigung des Gewerbetreibenden – mit 
Wirkung spätestens ab Ende des Ruhens, sowie das Vorliegen einer längstens 
drei Jahre alten Schulung im Sinne des § 136a Abs. 6 nachweist. Zuwiderhand-
lungen gegen die Bestimmung des zweiten Satzes, zweiter Halbsatz, sind gemäß 
§ 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen.
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 § 335. Ist in Verfahren betreffend Betriebsanlagen in erster Instanz die örtli-
che Zuständigkeit mehrerer Bezirksverwaltungsbehörden gegeben (§ 333), ist 
diejenige Bezirksverwaltungsbehörde örtlich zuständig, in deren Bereich sich der 
flächenmäßig größte Teil der Betriebsanlage befindet. Die übrigen betroffenen 
Bezirksverwaltungsbehörden sind zu hören.

§ 345. (1) bis (5) … 
(6) Die Behörde hat die Anzeigen gemäß § 81 Abs. 3 binnen zwei Monaten 

nach Erstattung der Anzeige mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen, wenn die 
geforderten Voraussetzungen gegeben sind. Der Bescheid bildet einen Bestandteil 
des Genehmigungsbescheides. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen nicht er-
füllt, hat die Behörde innerhalb von zwei Monaten nach Erstattung der Anzeige 
einen Bescheid im Sinne des Abs. 5 zu erlassen. Für die den Anzeigen gemäß 
§ 81 Abs. 3 anzuschließenden Belege gilt § 353. 

§ 345. (1) bis (5) … 
(6) Die Behörde hat die Anzeigen gemäß § 81 Abs. 3 binnen zwei Monaten 

nach Erstattung der Anzeige mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen, wenn die 
geforderten Voraussetzungen gegeben sind. Der Bescheid bildet einen Bestandteil 
des Genehmigungsbescheides. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen nicht er-
füllt, hat die Behörde innerhalb von zwei Monaten nach Erstattung der Anzeige 
einen Bescheid im Sinne des Abs. 5 zu erlassen. Für die den Anzeigen gemäß 
§ 81 Abs. 3 anzuschließenden Belege gilt § 353. Im Fall einer Änderung gemäß 
§ 81 Abs. 2 Z 7 darf mit dem Betrieb der geänderten Betriebsanlage erst nach 
Erlassung des Bescheides im Sinne des ersten Satzes begonnen werden.

§ 356. (1) bis (2) … 
(3) Im Verfahren betreffend die Abstandnahme von der Verpflichtung zur 

Herstellung des dem Genehmigungsbescheid entsprechenden Zustands (§ 78 
Abs. 2), im Verfahren betreffend die Vorschreibung anderer oder zusätzlicher 
Auflagen (§ 79 Abs. 1), im Verfahren betreffend die Genehmigung der Sanierung 
(§ 79 Abs. 3), im Verfahren betreffend die Aufhebung oder Abänderung von 
Auflagen (§ 79c), im Verfahren betreffend die Anpassung einer bereits geneh-
migten Betriebsanlage an eine Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 (§ 82 Abs. 2), im 
Verfahren betreffend die Festlegung der von den Bestimmungen einer Verord-
nung gemäß § 82 Abs. 1 abweichenden Maßnahmen (§ 82 Abs. 3) und im Ver-
fahren betreffend die Vorschreibung der über die Bestimmungen einer Verord-
nung gemäß § 82 Abs. 1 hinausgehenden Auflagen (§ 82 Abs. 4) haben jene 
Nachbarn Parteistellung, deren Parteistellung im Verfahren gemäß Abs. 1 auf-
recht geblieben ist. 

§ 356. (1) bis (2) … 
(3) Im Verfahren betreffend die Vorschreibung anderer oder zusätzlicher 

Auflagen (§ 79 Abs. 1), im Verfahren betreffend die Genehmigung der Sanierung 
(§ 79 Abs. 3), im Verfahren betreffend die Aufhebung oder Abänderung von 
Auflagen (§ 79c Abs. 1), im Verfahren betreffend Abweichungen vom Genehmi-
gungsbescheid einschließlich seiner Bestandteile (§ 79c Abs. 2), im Verfahren 
betreffend eine Betriebsübernahme (§ 79d), im Verfahren betreffend die Anpas-
sung einer bereits genehmigten Betriebsanlage an eine Verordnung gemäß § 82 
Abs. 1 (§ 82 Abs. 2), im Verfahren betreffend die Festlegung der von den Be-
stimmungen einer Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 abweichenden Maßnahmen 
(§ 82 Abs. 3) und im Verfahren betreffend die Vorschreibung der über die Be-
stimmungen einer Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 hinausgehenden Auflagen 
(§ 82 Abs. 4) haben jene Nachbarn Parteistellung, deren Parteistellung im Verfah-
ren gemäß Abs. 1 aufrecht geblieben ist. 

(4) Nachbarn haben in den Verfahren betreffend die Aufhebung oder Abän-
derung von Auflagen (§ 79c Abs. 1), Abweichungen vom Genehmigungsbescheid 
einschließlich seiner Bestandteile (§ 79c Abs. 2) und Betriebsübernahme (§ 79d) 
auch insoweit Parteistellung, als damit neue oder größere nachteilige Wirkungen 
im Sinne des § 74 Abs. 2 verbunden sein können. 

§ 359. (1) bis (4) … § 359. (1) bis (4) …
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(5) Für Bescheide, mit denen gemäß § 78 Abs. 2 von der Verpflichtung zur 
Herstellung des dem Genehmigungsbescheid entsprechenden Zustandes Abstand 
genommen wird, gelten die Abs. 2 bis 4 sinngemäß.

(5) Für Bescheide, mit denen gemäß § 79c Abs. 2 Abweichungen vom Ge-
nehmigungsbescheid einschließlich seiner Bestandteile zugelassen werden, gelten 
die Abs. 2 bis 4 sinngemäß.

§ 360. (1) Besteht der Verdacht einer Übertretung gemäß § 366 Abs. 1 Z 1, 2 
oder 3, so hat die Behörde unabhängig von der Einleitung eines Strafverfahrens 
den Gewerbeausübenden bzw. den Anlageninhaber mit Verfahrensanordnung zur 
Herstellung des der Rechtsordnung entsprechenden Zustandes innerhalb einer 
angemessenen, von der Behörde zu bestimmenden Frist aufzufordern; eine solche 
Aufforderung hat auch dann zu ergehen, wenn der Verdacht einer Übertretung 
gemäß § 367 Z 25 besteht und nicht bereits ein einschlägiges Verfahren gemäß 
§ 78 Abs. 2, § 79c oder § 82 Abs. 3 anhängig ist. Kommt der Gewerbeausübende 
bzw. der Anlageninhaber dieser Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht 
nach, so hat die Behörde mit Bescheid die zur Herstellung des der Rechtsordnung 
entsprechenden Zustandes jeweils notwendigen Maßnahmen, wie die Stillegung 
von Maschinen oder die Schließung von Teilen des Betriebes oder die Schließung 
des gesamten Betriebes zu verfügen. 

(1a) bis (6) …

§ 360. (1) Besteht der Verdacht einer Übertretung gemäß § 366 Abs. 1 Z 1, 2 
oder 3, so hat die Behörde unabhängig von der Einleitung eines Strafverfahrens 
den Gewerbeausübenden bzw. den Anlageninhaber mit Verfahrensanordnung zur 
Herstellung des der Rechtsordnung entsprechenden Zustandes innerhalb einer 
angemessenen, von der Behörde zu bestimmenden Frist aufzufordern; eine solche 
Aufforderung hat auch dann zu ergehen, wenn der Verdacht einer Übertretung 
gemäß § 367 Z 25 besteht und nicht bereits ein einschlägiges Verfahren gemäß 
§ 79c oder § 82 Abs. 3 anhängig ist. Kommt der Gewerbeausübende bzw. der 
Anlageninhaber dieser Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so 
hat die Behörde mit Bescheid die zur Herstellung des der Rechtsordnung entspre-
chenden Zustandes jeweils notwendigen Maßnahmen, wie die Stillegung von 
Maschinen oder die Schließung von Teilen des Betriebes oder die Schließung des 
gesamten Betriebes zu verfügen. 

(1a) bis (6) …
§ 376. 

 1. … 
 2. Wer am Tag vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 99/2011 

die Tätigkeit eines Gewerblichen Vermögensberaters ausübt, muss den 
Abschluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung gemäß 
§ 136a Abs. 12 GewO 1994 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 99/2011 ehestmöglich, spätestens jedoch bis 1. April 2013, der Be-
hörde nachweisen. 

 3. bis 53. … 

§ 376. 
 1. … 
 2. (1) Wer am Tag vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 99/2011 die Tätigkeit eines Gewerblichen Vermögensberaters aus-
übt, muss den Abschluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversiche-
rung gemäß § 136a Abs. 12 GewO 1994 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 99/2011 ehestmöglich, spätestens jedoch bis 1. April 
2013, der Behörde nachweisen. 

 (2) Für Gewerbliche Vermögensberater, die am Tag des Inkraftretens des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx das Ruhen der Gewerbeausübung 
gemäß § 93 Abs. 1 angezeigt haben, ist § 93 Abs. 5 erster Satz nicht an-
zuwenden. Die Landeskammer der Gewerblichen Wirtschaft hat am Tag 
des Inkraftretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx bestehende 
Anzeigen des Ruhens der Gewerbeausübung des Gewerblichen Vermö-
gensberaters der Behörde unverzüglich mitzuteilen; die Behörde hat § 93 
Abs. 5 zweiter Satz, erster Halbsatz, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/xxxx mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Löschung 
im Gewerberegister ab dem Einlangen der Mitteilung der Landeskammer 
der Gewerblichen Wirtschaft vorzunehmen ist.
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 3. bis 53. … 
 54. § 79c und § 335 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx 

sind auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/xxxx noch nicht abgeschlossene Verfahren nicht anzuwenden. 
§ 78 Abs. 2, § 81 Abs. 1 Z 1, § 356 Abs. 3 erster Teilsatz, § 359 Abs. 5 
und § 360 Abs. 1 insoweit, als eine Aufforderung wegen eines einschlä-
gigen und anhängigen Verfahrens gemäß § 78 Abs. 2 nicht zu ergehen 
hat, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 sind auf im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx 
noch nicht abgeschlossene Verfahren weiter anzuwenden.

§ 382. (1) bis (56) ... § 382. (1) bis (56) ... 
(57) § 74 Abs. 1, § 79c, § 79d, § 81 Abs. 2 Z 1; Z 7 und Z 11, § 81 Abs. 3, 

§ 87 Abs. 1 Z 4d, § 93 Abs. 5, § 335, § 345 Abs. 6, § 356 Abs. 3 und 4, § 359 
Abs. 5, § 360 Abs. 1, § 376 Z 2 und § 376 Z 54 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. xx/xxxx, treten am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesge-
setzblatt, jedoch frühestens am 1. April 2013, in Kraft; gleichzeitig tritt § 78 
Abs 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx außer Kraft. 
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